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Unter Berücksichtigung der Vorschläge der Deutschen Wirt— 
schaftskommission befehle ich: 

1. Die von der Deutschen Wirtschaftskommission vorgelegten 
Listen der Betriebe der Monopolisten und anderer Kriegs- und 
Nazivetbrecher, die gemäß den Beschlüssen der Länderregie— 
rungen auf Grund der von den Kommissionen des Blocks der 
demokratischen Parteien und der gesellschaftlichen Organisa- 
tionen in der sowjetischen Besatzungszone gemachten Vorschlä- 
ge enteignet und in den Besitz des Volkes übergeführt wurden, 
werden bestätigt. 
2‘ Es wird festgelegt, da13 das Volkseigentum unantastbar ist. 

Dementsprechend wird der Verkauf oder die Übergabe von in 
das Eigentum des Volkes übergegangenen Industriebetrieben an 
Privatpersonen und Organisationen verboten. Bei der Deutschen 
Wirtschaftskommissicn ist ein Ausschuß zum Schutze des Volks— 
eigenmms zu schaffen, wobei für die Länder Bevollmächtigte 
dieses Ausschusses zu ernennen sind. Die Deutsche Wirtschafts- 
kommission hat die juristische Eintragung der volkseigenen Be- 
triebe in kürzester Frist zu gewährleisten, 
3, Alle Betriebe, die ohne genügenden Grund sequestriert wur— 
den und die nicht in die nach Ziffer 1 dieses Befehls bestätigten 
Listen aufgenommen wurden, sind den früheren Besitzern bis 
zum 30. April d‘ I. zurückzugeben 
4, Die Deutsche Wirtschaftskommission und entsprechend ihren 
Anweisungen die Landesregierungen sind verpflichtet, bis zum 
15. Mai d. I. eine Entscheidung über den sonstigen sequestrier— 
ten Besitz [sequestriene Häuser, Grundstücke usw.) zu treffen, 
wobei zu Unrecht sequestzierter Besitz den früheren Eigentü— 
mern zurückgegeben wird. Ebenso hat sie auch in der Frage des 
Resteigentums der Betriebe, die als Rüstungspotential oder durch 
ein anderes in den Potsdamer Beschlüssen vorgesehenes Ver- 
fahren liquidiert wurden, eine Entscheidung zu treffen in den 
Fällen, wenn über einen derartigen Besitz eine solche nicht ge- 
troffen wurde. 
5. Der Befehl der SMAD N11 124 vom 30‘ Oktober 1945 wird 
nunmehr nach seiner Durchführung außer Kraft gesetzt und 
jegliche weitere Sequestrierung von Eigentum auf Grund des 
erwähmen Befehls verboten. 
6‘ Die Kommission für Sequestrierung und Beschlagnahme bei 
der Sowjetischen Militär—Administration in Deutschland sowie 
alle zentralen und örtlichen deutschen Kommissionen für Se- 
questxierung und Beschlagnahme, die zur Durchführung des 
Befehls 124 geschaffen wurden, sind aufzulösen, da sie ihre Auf- 
gaben erfüllt haben. 
7. Die Deutsche Wirtshhaftskommission wird beauftragt Maß- 
nahmen auszuarbeiten, die einen schnellen Wiederaufbau und 
die vollständige Ausnutzung aller volkseigenen Betriebe sowie 
des übrigen Volkseigentums im Interesse der Bevölkerung ge- 
währleisten. 
8. Die Deutsche Wirtschaftskommission wird beauftragt, zur 
Durchführung die5es Befehls Richtlinien zu erlassen und andere 
entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. 
9. Der Befehl tritt mit dem Tage seiner Veröffentlichung in Kraft. 
Berlin, den 17. April 1948 

Der Oberste Chef 
der Sowjetischcn Militär-Administration 

und Oberkommandierende der Sowjetischen 
Besatzungstruppen in Deutschland 

Marschall der Sowjetunion W. Sokolowski 
Der Chef des Stabes 

der Sowjetischen Militär—Administration 
in Deutschland 

Generalleutnant Lukjamschenko 
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Anlage 33 

Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
Vnm 7‘ Oktober 1949 
(Auszug) 

B. Inhalt und Grenzen der Staatsgewalt 

l. Rechte des Bürgers 

Artikel 6 

(2) Boykotthetze gegen demokratische Einrichtungen und Or- 
ganisationen, Mordhetze gegen demokratische Politiker, Bekun— 
dung von Glaubens-, Rassen-, Völkerball, militaristische Pro- 
paganda sowie Kriegshetze und alle sonstigen Handlungen, die 
sich gegen die Gleichberechtigung richten, sind Verbrechen im 
Sinne des Strafgesetzbuches. Ausübung demokratischer Rechte 
im Sinne der Verfassung ist keine Boykotthetze. 

II. Wirtschaftsordnung 

Artikel 19 

(1) Die Ordnung des Wirtschaftslebens muß den Grundsätzen 
sozialer Gerechtigkeit entsprechen; sie muß allen ein menschen- 
würdiges Dasein sichern. 
(2) Die Wirtschaft hat dem Wohle des ganzen Volkes und der 
Deckung seines Bedarfes zu dienen; sie hat jedermann einen 
seiner Leistung entsprechenden Anteil an dem Ergebnis der Pro- 
duktion zu sichern. 
(3) Im Rahmen dieser Aufgaben und Ziele ist die wirtschaftliche 
Freiheit des einzelnen gewährleistet. 

Artikel 20 

(1) Bauern, Handel- und Gewerbetreibende sind in der Entfal- 
tung ihrer privaten Initiative zu unterstützen. Die genossen— 
schaftliche Selbsthilfe ist auszubauen. 

Artikel 21 

(1) Zur Sicherung der Lebensgrundlagen und zur Steigerung des 
Wohlstandes seiner Bürger stellt der Staat durch die gesetzge- 
benden Organe, unter unmittelbarer Mitwirkung seiner Bürger, 
den öffentlichen Wirtschaftsplan auf. Die Überwachung seiner 
Durchführung ist Aufgabe der Volksvertremngen‘ 

Artikel 22 

(1) Das Eigentum wird von der Verfassung gewährleistet. Sein 
Inhalt und seine Schranken ergeben sich aus den Gesetzen und 
den sozialen Pflichten gegenüber der Gemeinschaft. 
(2) Das Erbrecht wird nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts 
gewährleistet. Der Anteil des Staates am Erbe wird durch Ge- 
setz bestimmt. 
(3) Die geistige Arbeit, das Recht der Urheber, der Erfinder und 
der Künstler genießen den Schutz, die Förderung und die Für- 
sorge der Republik. 

Artikel 23 

(1) Beschränkungen des Eigentums und Enteignungen können 
nur zum Wohle der Allgemeinheit und auf gesetzlicher Grund— 
lage vorgenommen werden. Sie erfolgen gegen angemessene Ent- 
schädigung, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Wegen 
der Höhe der Entschädigung ist im Streitfall der Rechtsweg bei 
den ordentlichen Gerichten offenzuhahen, soweit ein Gesetz 
nichts anderes bestimmt. 

Artikel 24 

(1) Eigentum verpflichtet Sein Gebrauch darf dem Gemein-14 
wohl nicht zuwiderlaufen.
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(2) Der Mißbrauch des Eigentums durch Begründung wirtschaft- 
licher Machtslellung zum Schaden des Gemeinwohls hat die 
entschädigungslose Enteignung und Überführung in das Eigen- 
tum des Volkes zur Folge‘ 
[3) Die Betriebe der Kriegsverbrecher und aktiven Nationalso- 
zialisten sind enteignet und gehen in Volkscigcnmm über. Das 
gleiche gilt für Privamnternehmungen, die sich in den Dienst 
einer Kriegspolitik stellen. 

[4) Alle privaten Monopolorganisalionen, wie Kartells, Syndi- 
kate, Konzerne, Trusts und ähnliche auf Gewinnsteigenmg durch 
Produktions-‚ Preis- und Absatzregelung gerichtete private Or- 
ganisationen sind aufgehoben und vetboten. 
(5) Der private Großgrundbesitz, der mehr als 100 Hektar um- 
faßt, ist aufgelöst und wird ohne Entschädigung aufgeteilt. 
(6] Nach Durchführung dieser Bodenreform wird den Bauem 
das Privateigentum an ihrem Boden gewährleistet. 

Artikel 25 

(1) Alle Bodenschätze, alle wirtschaftlich nutzbaren Natur- 
kräfte sowie die zu ihrer Nutzbarmachung bestimmten Betriebe 
des Bergbaues, der Eisen- und Stahlerzeugung und der Energie- 
wirtschaft sind in Volkseigentum zu überführen. 
(2) Bis dahin untersteht ihre Nutzung der Aufsicht der Länder 
und, soweit gesamtdeutsche Interessen in Frage kommen, der 
Aufsicht der Republik. 

Artikel 26 

(1] Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird überwacht 
und jeder Mißbrauch verhütet. Die Wertsteigerung des Bodens, 
die ohne Arbeits- und Kapitalaufwendung für das Grundstück 
entsteht, ist für die Gesamtheit nutzbar zu machen. 
(2) Jedem Bürger und jeder Familie ist eine gesunde und ihren 
Bedürfnissen entsprechende Wohnung zu sichern. Opfer des Fa- 
schismus, Schwer-K6IperbEhinderte, Kriegsgeschädigte und Um- 
siedler sind dabei bevorzugt zu berücksichtigen. 
(3) Die Erhaltung und Förderung der Ettragssicherheit der 
Landwirtschaft wird auch durch Landschaftsgestaltung und 
Landschaftspflege gewährleistet. 

Artikel Z7 

(1) Private wirtschaftliche Unternehmungen, die für die Ver— 
gesellschaftung geeignet sind, können durch Gesetz nach den 
für die Enteignung geltenden Bestimmungen in Gemeineigen- 
mm überführt werden 
(2) Auf Grund eines Gesetzes kann der Republik, den Ländern, 
den Kreisen oder Gemeinden durch Beteiligung an der Ver- 
waltung oder in anderer Weise ein bestimmende: Einfluß auf 
Unternehmungen oder Verbände gesichert werden. 
(3) Durch Gesetz können wirtschaftliche Unternehmungen und 
Verbände auf der Grundlage der Selbstverwaltung zusammen- 
geschlossen werden, um die Mitwirkung aller schaffenden Volks- 
teile zu sichern, Arbeiter und Unternehmer an der Verwaltung 
zu beleihgen und Erzeugung, Herstellung, Verteilung, Verwen— 
dung, Preisgestaltung sowie Ein- und Ausfuhr der Wirtschafts- 
güter nach gemeinwirtschafdichen Grundsätzen zu regeln. 
(4) Die Konsum, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
sowie die landwirtschaftlichen Genossenschaften und deren Ver— 
einigungen sind unter Berücksichtigung ihrer Verfassung und 
Eigenart in die Gemeinwirtschaft einzugliedem. 

Artikel 28 

(1) Die Veräußerung und Belastung von Grundbesitz, Produk- 
tionsstätten und Beteiligungen, die sich im Eigentum des Vol- 
kes befinden, bedürfen der Zustimmung der für ihren Rechts- 
träger zuständigen Volksvertretung Diese Zustimmung kann 
nur mit zwei Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl erteilt 

werden. 
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Artikel 29 

(1) Das Vermögen und das Einkommen werden progressiv nach 
sozialen Gesichtspunkten unter besonderer Berücksichtigung der 
familiären Lasten besteuert. 
(2] Bei der Besteuerung ist auf erarbeitetes Vermögen und Ein- 
kommen besonders Rücksicht zu nehmen. 

Gesetzblatt der DDR, 1949, S. 5 

Anlage 34 

Erste Verordnung 
zur Ausführung des SMAD-Befehls Nr‘ 64 (Richtlinien Nr. 1) 
Vom 28‘ April 1948 

Die Deutsche Wirtschaftskommission hat in ihrer Vollsitzung 
vom 28. April 1948 nachstehende Verordnung beschlossen: 
1. Das Archivmaterial über die von den Orts-, Kreis- und Lan— 
deskommissionen geprüften Fälle der Sequestrierung und Be- 
schlagnahme ist an die Innenminister der Länder zu überführen 
und wird bei ihnen aufbewahrt. Abschriften der Beschlüsse der 
Landeskommissionen und der Landesregierungen über die Ent— 
eignungsverfahren sind vom Ausschuß zum Schutz des Volks- 
eigentums bei der Deutschen Wirtschaftskommission in Ver- 
wahrung zu nehmen. 
2. Die Enteignung erstreckt sich bei Enteignungen wirtschaft- 
licher Unternehmungen nicht nur auf das bilanzierte Vermögen, 
sondern überhaupt auf das den betrieblichen Zwecken dienende 
Vermögen, einschließlich aller Rechte und Beteiligungen, so- 

weit nicht die Beschlüsse der Landeskummissinnen ausdrücklich 
etwas anderes bestimmen. 
Ist von einem Unternehmen mit mehreren Betriebsstätten nur 
ein Teil der Betriebsstätten enteignet worden, so gilt die Ent— 

eignung auch hinsichtlich aller anderen Unternehmensteile, die 
in wirtschaftlichen Zusammenhang untereinander stehen. 
3. Verbindlichkeiten, die vor dem 8. Mai 1945 entstanden sind, 
werden von den Rechtsträgem Volkseigener Betriebe nicht über- 
nommen, 
Banlwerbindlichkeiten, die nach dem 8. Mai 1945 bei den neuen 
Kreditinstitutionen der sowjetischen Besatzungszone entstanden 
sind, sind von den volkseigenen Betrieben zu übernehmen Für 
diese haliet der jeweilige Rechtsträger des volkseigenen Betrie- 
bes, bei dem sie ursprünglich entstanden sind‘ 
Nach dem 8. Mai 1945 entstandene Verbindlichkeiten werden 
von den Rechtsträgem volkseigener Betriebe übernommen, so— 
weit sie im nurmalen Geschäftsverkehr entstanden sind. 
Gmnddienstbarkeiten (2.13. Wegerechts: und Wasserrechte] blei- 
ben, soweit sie Öffentlichen Interessen und wirtschaftlichen Not? 
wendigkeiten entsprechen, bestehen In Zweifelsfällen ent5chei- 
den darüber die Wirtschaftsminister. 
Regreßansprüche für die Zeit der Sequestriercmg können gegen? 
über den Verwalmngsdienststellen nicht geltend gemacht wer- 
den. 
4. Nach dem in Befehl Nr. 64 angeordneten Abschlufl der Se— 
questrierungen sind Rechtsmittel gegen die Enteignungen und 
sonstige Maßnahmen zur Wiederaufnahme von Seqesterverfah- 
ren nicht mehr zulässig. 
5, Die zuständigen Grundbuchämter haben auf Ersuchen der 
Landesregierungen den bisherigen Eigentümer innerhalb von 
5 Tagen zu löschen und in Spalte 2 einzutragen >>Eigentum des 
Volkes<<. Die für die Führung der Handelsregister zuständigen 
Amtsgerichte haben auf Veranlassung der Landesregierungen die 
Löschungcn der bisher eingetragenen Unternehmen innerhalb 
von 5 Tagen vorzunehmen


